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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

Fz - G - Wi

zu Punkt … der 1004. Sitzung des Bundesrates am 7. Mai 2021

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des 
Tabaksteuerrechts (Tabaksteuermodernisierungsgesetz -
TabStMoG)

A 

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, 

zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt 

Stellung zu nehmen:

1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Der Bundesrat bittet, die Höhe des Steuersatzes für nikotinhaltige Liquids 

zu überdenken, denn durch die im Gesetz national vorgesehenen 

überdurchschnittlich hohen Steuersätze entstehen unüberwindbare 

Wettbewerbsnachteile im Zeitalter des Online-Handels gegenüber nicht der 

Steuerpflicht unterliegenden Wettbewerbern innerhalb der EU. Der dem 

Steuertarif zugrunde liegende Maßstab der Bundesregierung, nämlich der 

Vergleich des Zeitraumes, in dem das Verdampfen einer bestimmten 

Menge nikotinhaltigen Liquids erfolgt, mit dem in der gleichen Zeit 

möglichen Verbrauch von herkömmlichen Tabakzigaretten, hält einer 

objektiven Gegenüberstellung bezüglich der verbrauchten Nikotinmenge 

nicht stand.
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b) Weiter verweist der Bundesrat auf schwerwiegende Nachteile für die 

einheimische Branche. Die Nachteile entstehen deshalb, weil die 

nationalstaatliche Regelung mit dem hohen Steuertarif einem abgestimmten 

einheitlichen EU-Verfahren vorgezogen wird. Dadurch treten nachteilige 

Preisunterschiede im EU-Preisgefälle ein, die aus marktwirtschaftlichen 

Erwägungen vom Gesetzgeber mit den Folgen für die junge einheimische 

Branche so nicht beabsichtigt sein dürften und den unter Buchstabe a 

dargestellten Wettbewerbsnachteil ungewiss verlängern würden. Kurzum 

führt der gewählte, dem Gesetz zugrundliegende Steuertarif objektiv zu 

Verwerfungen auf dem Markt, die nach eigenem Bekunden vom 

Bundesfinanzministerium nicht gewollt sind. 

c) Der Bundesrat gibt zu bedenken, dass die Vorfinanzierung der neu 

eingeführten Steuer mit Fälligkeit bei Kauf der Steuerbanderolen dem 

einzig auf E-Zigaretten und Liquids aufgebauten Geschäftsmodell der 

jungen Branche erhebliche Finanzierungskosten auferlegt. Der einzig auf  

E-Zigaretten geschaffenen Branche wäre geholfen, wenn die Steuer erst 

fällig wird, wenn die zu versteuernden Liquids in den Handel gelangen. 

d) Der Bundesrat vertritt die Auffassung, dass Rücksicht darauf zu nehmen ist, 

dass insbesondere die junge E-Zigarettenbranche durch die Schließung des 

Einzelhandels während des Lockdown erhebliche Umsatzeinbußen zu 

verzeichnen hatte. Vor allem die KMU der Branche, die anders als die 

großen Konzerne der Tabakbranche allein mit den neuen E-Zigaretten 

handeln, haben kein zweites Standbein, um die Folgen der Lockdown 

bedingten Einbußen aufzufangen. Ein großzügiger gestaffelter Zeitraum bis 

zum Erheben des höchsten Steuersatzes auf die nikotinhaltigen Liquids 

wäre förderlich für die Branche.
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2. Der federführende Finanzausschuss und 

der Gesundheitsausschuss

empfehlen dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 

Absatz 2 des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben.
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